
 
 

 

Verlustrücktrag und Herabsetzung der Vorauszahlungen für den 

VZ 2019  

 

Viele Steuerpflichtige mit Gewinneinkünften und Einkünften aus Vermietung und Verpachtung 

sind aufgrund der Corona-Krise und der damit verbundenen Einschränkungen des öffentlichen 

Lebens wirtschaftlich stark betroffen. Ihre Einkünfte werden sich im Vergleich zu den 

Vorjahren erheblich verringern oder fallen ganz aus, so dass sie für den VZ 2020 einen 

rücktragsfähigen Verlust (§ 10d Absatz 1 Satz 1 EStG) haben werden.  

 

Zur Nutzung eine solchen Verlustrücktrags nimmt das neue BMF-Schreiben vom 24. April 2020 

Stellung: 

Danach sollen nicht unerheblich negativ betroffene Steuerpflichtige, die noch nicht für den VZ 

2019 veranlagt worden sind, in den zeitlichen Grenzen des § 37 Abs. 3 Satz 3 EStG grundsätzlich 

eine Herabsetzung der festgesetzten Vorauszahlungen für 2019 beantragen können. Da eine 

hinreichende Prognose und Darlegung der Verluste in 2020 im Einzelfall gerade in der aktuellen 

Situation aufgrund der Unsicherheiten der wirtschaftlichen Entwicklung vielfach schwierig ist, soll 

der Verlustrücktrag pauschal ermittelt werden können. Die Möglichkeit, im Einzelfall unter 

Einreichung detaillierter Unterlagen einen höheren rücktragsfähigen Verlust darzulegen, 

bleibe hiervon unberührt. 

Die pauschale Ermittlung des Verlustrücktrags aus 2020 kann unter folgenden 

Voraussetzungen erfolgen: 

 

1. Der Antrag ist schriftlich oder elektronisch (z. B. mittels ELSTER) bei dem für die 

Festsetzung der Einkommensteuer bzw. Körperschaftsteuer zuständigen Finanzamt zu 

stellen. Der Antrag kann gleichzeitig mit dem Antrag auf Herabsetzung der 

Vorauszahlungen für 2020 gestellt werden. 

2. Berechtigt sind nur einkommensteuer- oder körperschaftsteuerpflichtigen Personen, 

die im Laufe des VZ 2020 Gewinneinkünfte oder Einkünfte aus Vermietung und 

Verpachtung erzielen. Zusätzliche Einkünfte anderer Einkunftsarten sind unschädlich.  



 
 

3. Es kann regelmäßig von einer Betroffenheit ausgegangen werden, wenn die 

Vorauszahlungen für 2020 auf null EUR herabgesetzt wurden und der Steuerpflichtige 

versichert, dass er für den VZ 2020 aufgrund der Corona-Krise eine nicht unerhebliche 

negative Summe der Einkünfte erwartet.  

 

Höhe des pauschal ermittelten Verlustrücktrags 

Der pauschal ermittelte Verlustrücktrag aus 2020 beträgt 15 Prozent des Saldos der 

maßgeblichen Gewinneinkünfte und/oder der Einkünfte aus Vermietung und 

Verpachtung, welche der Festsetzung der Vorauszahlungen für 2019 zugrunde gelegt wurden. 

Er ist bis zu einem Betrag von 1 Mio. EUR bzw. bei Zusammenveranlagung von 2 Mio. 

EUR abzuziehen. Die Vorauszahlungen für 2019 sind unter Berücksichtigung des pauschal 

ermittelten Verlustrücktrags aus 2020 neu zu berechnen und festzusetzen. Eine Änderung der 

Festsetzung der Vorauszahlungen führt zu einem Erstattungsanspruch. 

 

Steuerfestsetzung 2019 

Ein Verlustrücktrag aus 2020 kann in der Veranlagung des Jahres 2019 erst nach 

Durchführung der Veranlagung 2020 berücksichtigt werden. In Fällen, in denen die 

Vorauszahlungen für 2019 aufgrund eines Verlustrücktrags aus 2020 gemindert wurden, führt 

die Veranlagung für 2019 daher mangels Berücksichtigung eines Verlustrücktrags aus 2020 in der 

Regel zunächst zu einer Nachzahlung in entsprechender Höhe. 

Die auf den im Vorauszahlungsverfahren berücksichtigten Verlustrücktrag entfallende 

Nachzahlung für 2019 ist auf Antrag befristet bis spätestens einen Monat nach Bekanntgabe 

des Steuerbescheids 2020 unter dem Vorbehalt der Zinsfestsetzung und unter dem Vorbehalt des 

Widerrufs zinslos zu stunden, wenn der Steuerpflichtige zum Zeitpunkt der Abgabe der 

Steuererklärung für den VZ 2019 weiterhin von einer nicht unerheblichen negativen Summe der 

Einkünfte für den VZ 2020 ausgehen kann. 

Steuerfestsetzung 2020 

Ergibt sich im Rahmen der Einkommen- oder Körperschaftsteuerveranlagung für 2020 ein 

Verlustrücktrag gemäß § 10d Absatz 1 Satz 1 EStG, entfällt insoweit die bisher festgesetzte 

und gestundete Nachzahlung für 2019. 



 
 

Ergibt sich bei der Veranlagung für 2020 kein Verlustrücktrag nach 2019, ist die bislang 

gestundete Nachzahlung für 2019 innerhalb eines Monat nach Bekanntgabe des 

Steuerbescheides für 2020 zu entrichten. Entsprechendes gilt, wenn auf einen Verlustrücktrag 

nach 2019 gemäß § 10d Absatz 1 Satz 5 EStG ganz verzichtet wurde. 

Ergibt sich bei der Veranlagung für 2020 zwar ein Verlustrücktrag nach 2019, ist die 

Steuerminderung aufgrund der entsprechenden Änderung der Veranlagung für 2019 aber 

geringer als der bislang gestundete Betrag, ist die verbleibende Nachzahlung für 2019 

innerhalb eines Monat nach Bekanntgabe des berichtigten Steuerbescheides für 2019 zu 

entrichten. 
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Gerne unterstützt Sie zu dem vorstehenden  

Ihr Kanzlei Weigell-Team! 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2020-04-24-Corona-Sofortmassnahme-Antrag-auf-pauschalierte-Herabsetzung-bereits-geleisteter-Vorauszahlungen-fuer-2019.html

